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Fragestellung gemäß Beweisbeschluss v. xx.xx.xx: 

Ist richtig, dass 

1. die Vollstreckung eines deutschen Urteils in der Türkei auf keine wesentlichen 

größeren Schwierigkeiten stößt als die Vollstreckung eines türkischen Urteils in 

Deutschland (Verbürgung der Gegenseitigkeit gem. §§ 723 Abs. 2, 328 Abs. 1 Nr. 

5 ZPO, vgl. Bl. 77 d.A.)? 

2. der gesetzliche Zinssatz entsprechend Ziff. 1 der Urteilsformel des Urteils des 

Amtsgerichts I… vom 21.01.2015 Aktenzeichen 2009/xxx, Urteilsnummer 

2015/xxin der Form seiner Abänderung durch das Urteil des Kassationshofs von 

04.04.2018 Aktenzeichen 2015/xxx, Urteilsnummer 2018/xxx seit dem 04.07.2007 

durchweg 9% beträgt (vgl. Bl. 184 d.A.)? 

3. Hilfsweise, falls die Behauptung der Antragstellerin gem. Zif. 2 nicht zutrifft, wird 

der Sachverständige aufgefordert, den jeweiligen gesetzlichen Zinssatz der Höhe 

und den jeweiligen Zeitabschnitten nach zu benennen.  
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Stellungnahme 

A. Vorbemerkung 

I. Abkürzungen 

ABD Ankara Barosu Dergisi (Zeitschrift der Rechtsanwaltskammer Ankara) 

E. Esas (Rechtssache) 

ERÜHFD Erciyes Üniversitesi Hukuk Fakültesi Dergisi (Zeitschrift der JurFak der Erciyes 
Universität) 

GrZS Großer Zivilsenat 

IKÜHFD Istanbul Kültür Üniversitesi Hukuk Fakültesi Dergisi (Zeitschrift der JurFak Kultur-
Universität Istanbul) 

IPRG türk. Gesetz Nr. 5718 über das internationale Privatrecht 

K. Karar (Entscheidung) 

MHB Milletlerarası Hukuk Bülteni (IPR-Bulletin) 

OGB türk. Obligationengesetzbuch 

RG Resmî Gazete (Amtsblatt) 

ZGB türk. Zivilgesetzbuch 

ZPO türk. Zivilprozessordnung 

ZS Zivilsenat 

II. Literatur 

Aydoğdu, Murat: 6098 Sayılı Türk Borçlar Kanununda Faiz ile İlgili Düzenlemeler (Die Regelungen 
zu den Zinsen im Obligationengesetzbuch Nr. 6098), Dokuz Eylül Üniversitesi Hukuk 
Fakültesi Dergisi (Zeitschrift der JurFak der Universität 9. September) 12/1 (2011), S. 
85 ff. 

Demir, Şamil: Edinilmiş Mallara Katılma Rejiminde Artık Değerin Hesaplanması ve Paylaştırılması 
(Die Berechnung und Auseinandersetzung des Wertzuwachses bei der 
Errungenschaftsbeteiligung), ABD 2014, S. 245 ff. 

Esen, Emre: Alman Hukukunda İhtarlı Basit Dava Usulü (Mahnverfahren) Çerçevesinde Verilen 
Kararların Türk Hukukunda Tenfizi (Die Vollstreckbarerklärung von Entscheidungen 
im Rahmen des einfachen Klageverfahrens mit Mahnung [Mahnverfahren]), MHB 27 
(2011), S. 21 ff. 
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Gençcan, Ömer Uğur: Boşanma Hukuku (Scheidungsrecht), 11. Aufl., Ankara 2022 

Köroğlu, Emre: Edinilmiş Mallara Katılma Rejimini Sona Erdiren Sebepler ve Bu Mal Rejiminin 
Sona Erma Anı (TMK m. 225) (Die Gründe und der Zeitpunkt der Beendigung des 
Güterstandes der Errungenschaftsbeteiligung), ERÜHFD XI/1 (2016), S. 229 ff. 

Krüger, Hilmar: Vollstreckung deutscher Gerichtsentscheidungen in der Türkei, RIW 1986, 639 ff. 

Nomer, Ergin: Yabancı Mahkeme Kararlarının Tenfizinde “Gerekçe“ (Die „Begründung“ bei der 
Vollstreckbarerklärung ausländischer Urteile), IKÜHFD 10 (2011), S. 9 f. 

Nomer, Ergin: Devletler Hususî Hukuku (Internationales Privatrecht), 22. Aufl., Istanbul 2017 

Önal, Ali: Tanıma ve Tenfiz Kararlarının Hukuki Niteliği (Die rechtliche Qualifikation von 
Anerkennungs- und Vollstreckbarerklärungsentscheidungen), MHB 37 (2017) Nr. 2, 
S. 576 ff. 

Pürselim, Hatice Selin /Yöney, Can: Türk Hukukunda Gerekçesiz Mahkeme Kararlarının 
Tanınması ve Tenfizi (Die Anerkennung und Vollstreckung unbegründeter 
Gerichtsentscheidungen im türkischen Recht), Public and Private International Law 
Bulletin 42 (2022), S. 357 ff. 

Rumpf, Christian: Einführung in das türkische Recht, 2. Aufl., München 2016 

III.  Kompetenz des Gutachters 

Die Kompetenz des Gutachters ergibt sich aus der jahrzehntelangen intensiven wissenschaftlichen 
wie auch praktischen Beschäftigung mit dem türkischen Recht. Er hat dazu seit 1987 Lehraufträge 
insbesondere an der Universität Bamberg, die ihm im Jahre 2004 den Titel eines Honorarprofessors 
verliehen hat, aber auch an anderen Universitäten (München, Passau) zum türkischen Recht 
wahrgenommen. Er hat zum türkischen Recht promoviert und sich durch zahlreiche einschlägige 
Veröffentlichungen ausgewiesen. 

IV. Bearbeitungsgrundsätze 

Dieses Gutachten wird ausschließlich auf der Grundlage von Rechtsprechung und Literatur 
erstattet, wie sie sich in der Türkei vorfindet. Die Nachverfolgung türkischer Zitate zum 
schweizerischen Recht wurde nicht für erforderlich erachtet, da hieraus keine zusätzlichen 
Erkenntnisse zu ziehen sind, die für die Praxis des türkischen Rechts im vorliegenden Fall 
Bedeutung haben könnten. Soweit die hier zitierten Entscheidungen des Kassationshofs keine 
Fundstellenangabe enthalten, wurden sie den kostenpflichtigen Datenbanken des Kazanci-Verlages 
(www.kazanci.com.tr), des Legal-Verlages (www.legalbank.net) oder der freien Plattform 
www.hukukmedeniyeti.org entnommen. 

B. Sachverhalt 

Die Parteien sind in Deutschland rechtskräftig geschieden worden und haben in der Türkei ein 
güterrechtliches Auseinandersetzungsverfahren betrieben. 

http://www.kazanci.com.tr/
http://www.legalbank.net/
http://www.hukukmedeniyeti.org/
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Die Antragstellerin hat ein Urteil des 2. Familiengerichts I v. 21.1.2015 vorgelegt, wonach der 
Antragsgegner an die Antragstellerin 100.000 TL zzgl. gesetzlicher Zinsen seit Klageerhebung zu 
zahlen habe. 

Die hiergegen eingelegte Revision wurde am 4.4.2018 zurückgewiesen, soweit es um diesen 
Anspruch geht. Abgeändert wurde der Kostenteil insoweit, als die Antragstellerin vom 
Antragsgegner an Anwaltskosten nicht 10.000 TL, sondern lediglich 1.500 TL erstattet verlangen 
darf (Urteil des 8. Zivilsenats, Az. 2015/xxx, K. 2018/xxx). 

Der hiergegen gerichtete Urteilsberichtigungsantrag der Antragstellerin wurde am 7.2.2019 
vollumfänglich verworfen (Beschluss des 8. Zivilsenats, E. 2018/xxx, K. 2019/xxx). Diesem 
Beschluss ist ein Rechtskraftvermerk angeschlossen. 

Die hier aufgeworfenen Fragen beziehen sich darauf, ob im Verhältnis zu Deutschland ein 
vergleichbares Urteil in der Türkei für vollstreckbar erklärt werden würde und wie der 
Zinsausspruch zu behandeln ist. 

C. Internationales Privatrecht 

Fragen des internationalen Privatrechts stellen sich im vorliegenden Fall nicht bzw. werden im 
Rahmen des "türkischen Rechts" mit abgehandelt. 

D. Türkisches Recht 

I. Vollstreckung und Anerkennung in der Türkei 

1. Allgemein 

Das türkische Rechts- und Justizsystem ist – bei allen aktuell zu beobachtenden politisch 
begründeten Verwerfungen – ein System, das nach klaren Regeln kontinentaler Rechtsordnungen 
arbeitet.1 Das Zivilrecht geht ursprünglich auf die Rezeption des Schweizer Zivil- und Schuldrechts 
zurück, das Handels- und Gesellschaftsrecht ist unter heutigen Bedingungen durch EU und 
Schweiz geprägt, das Zwangsvollstreckungsrecht ist ebenfalls an das Schweizer Vorbild angelehnt, 
öffentliches Recht und die Gerichtsverfassung kann man eher mit dem französischen System 
vergleichen, Straf- und Strafprozessrecht weist große Ähnlichkeiten mit dem deutschen Recht auf, 
nachdem das materielle Strafrecht noch bis 2005 auf italienischem Recht beruht hat. Die Türkei ist 
Mitglied der meisten wichtigen völkerrechtlichen Kodifikationen mit Einfluss auf Recht und 
Prozess im Nationalstaat, insbesondere der vielen Haager Abkommen. 

Die Folge davon ist ein hoher Grad an Integration in die internationale Rechtspraxis. 

 

1 Umfangreiche, im Wesentlichen noch gültige Darstellung bei Rumpf, Einführung. Veraltet ist dort die Darstellung 
des Regierungssystems. 
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Ein modernes IPRG aus dem Jahre 2007 regelt die wesentlichen Gegenstände des internationalen 
Privat- und Zivilverfahrensrechts,2 darunter auch die Anerkennung und Vollstreckung 
ausländischer Urteile (Art. 50 ff. IPRG).  

Im türkischen Recht hat der Richter von Amts wegen zu prüfen, ob die Gegenseitigkeit zwischen 
der Türkei und dem Urteilsstaat besteht (Art. 2 I türkisches IPRG).3 

Verfahren und Voraussetzungen ergeben sich aus den genannten Art. 50 ff. IPRG. 

2. Multilaterale Übereinkommen 

Die Türkei ist Mitglied einiger Konventionen, aufgrund welcher die Vollstreckung bestimmter 
ausländischer Urteile möglich ist: 

• Übereinkommen über die Anerkennung und Vollstreckung von Unterhaltsentscheidungen 
vom 2.10.19734 

• Übereinkommen über die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen auf dem 
Gebiet der Unterhaltspflicht gegenüber Kindern vom 15.4.19585 

• Europäisches Übereinkommen über die Anerkennung und Vollstreckung von 
Entscheidungen über das Sorgerecht für Kinder und die Wiederherstellung des 
Sorgeverhältnisses vom 20.5.1980;6 

• Übereinkommen über die Anerkennung von Entscheidungen in Ehesachen vom 8.9.1967 

• Haager Übereinkommen über die Anerkennung und Vollstreckung von Gerichtsurteilen in 
Zivil- und Handelssachen vom 2.7.20197 

3. Bilaterale Verträge 

Die Türkei hat zahlreiche bilaterale Staatsverträge über die Wirkungserstreckung ausländischer 
Zivilurteile abgeschlossen, wie zum Beispiel mit Österreich8, jedoch nicht mit Deutschland. 

Es bestehen lediglich staatsvertragliche Regelungen für besondere Gruppen von Entscheidungen, 
z. B. Kostentitel (Art. 3 f. deutsch-türkisches Rechtshilfeabkommen, Art. 18 HZPÜ). 

4. Verfahren 

Die Vollstreckbarerklärung (Exequatur) (tenfiz) von Gerichtsentscheidungen ist in den Art. 50 ff. 
IPRG geregelt. Für vollstreckbar erklärt werden können auch im Adhäsionsverfahren ergangene 

 

2 Gesetzestext unter www.tuerkei-recht-de/downloads/iprg-2007.de (zuletzt abgerufen am 11.9.2024) 
3 Kassationshof, 13. ZS, 13.12.1990, E. 1990/4485, K. 1990/8676. 
4 BGBl. 1986 II 825; für die Türkei in Kraft getreten am 1.11.1983, BGBl. 1987 II 220. 
5 BGBl. 1961 II 1005; für die Türkei in Kraft getreten am 25.6.1973, BGBl. 1973 II 1280. 
6 BGBl. 1990 II 206, 220; für die Türkei in Kraft getreten am 1.6.2000, BGBl. 2000 II 1207. 
7 https://www.hcch.net/de/instruments/conventions/full-text/?cid=137 (zuletzt abgerufen am 3.9.2024, aktuell für 

Deutschland seit 1.9.2023 in Kraft, die Türkei ist allerdings nicht Vertragspartei). 
8 RG Nr. 21000 v. 3.11.1994; (österr.) BGBl. Nr. 571/1992, deutscher Text auf dem Rechtsinformationssystem des 

Bundes (www.ris.bka.gv.at) (zuletzt abgerufen am 31.8.2024) 

http://www.tuerkei-recht-de/downloads/iprg-2007.de
http://www.ris.bka.gv.at/
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Urteile (z.B. Schadensersatzurteil im Strafurteil) (Art. 50 II IPRG). Einzelheiten finden sich in den 
Art. 52 ff. IPRG. 

Dagegen ist die Anerkennung (tanıma) in Art. 58 IPRG geregelt. An sie werden etwas geringere 
Anforderungen gestellt, die meisten Voraussetzungen für eine Vollstreckbarerklärung gelten aber 
auch für die Anerkennung. Anerkannt werden können auch Beschlüsse der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit (58 II IPRG)9, was z.B. Erbscheine und Betreuungsbeschlüsse betrifft.10 

Auf den Unterschied zwischen Vollstreckbarerklärung und Anerkennung11 brauchen wir hier nicht 
einzugehen. Die Vollstreckbarerklärung führt jedenfalls zu einem türkischen Urteil (Beschluss), das 
dann nach den Regeln des türkischen Zwangsvollstreckungsrechts zu vollstrecken ist. 

Eine Ipso-iure-Geltung oder inzidente Anerkennung ausländischer Entscheidungen ist in der 
Türkei nach dem IPRG ausgeschlossen. Ausländische Urteile mit Tatsachenfeststellungen können 
allerdings als Beweismittel vorgelegt werden. 

Antragsbefugt ist jeder, der ein rechtliches Interesse geltend machen kann (Art. 52 I IPRG). Dies 
kann im Einzelfall zu Problemen führen, wenn etwa der Antragsteller nicht glaubhaft macht, dass 
in der Türkei mit Hilfe des türkischen Urteils tatsächlich etwas zu holen bzw. zu erreichen ist. Ist 
ein geschiedener Ehegatte verstorben, können die Erben den Antrag stellen, um zu verhindern, 
dass der überlebende geschiedene Ehegatte in der Türkei belegenes Vermögen erbt. 

Antragsgegner ist immer auch der Gegner im vorausgegangenen ausländischen Verfahren. 

Für Vollstreckbarkeitserklärungen ist die Zivilkammer bzw. Kammer für Handelssachen sachlich 
zuständig. Örtlich zuständig ist das Gericht am Wohnsitz des Antragsgegners in der Türkei, falls 
ein solcher nicht vorhanden ist, am Aufenthaltsort, falls keiner von beiden vorhanden ist, die 
Gerichte in Ankara, Istanbul oder Izmir (Art. 51 IPRG). 

Die türkische ZPO enthält keine Sonderregelungen für das Verfahren über die 
Vollstreckbarerklärung, auch nicht das türkische Zwangsvollstreckungs- und Konkursgesetz. Der 
Verweis in Art. 55 I 3 IPRG impliziert aber die Anwendung der ZPO, indem deren Vorschriften 
über das summarische Verfahren (Art. 507 ff. ZPO, basit yargılama usulü) für anwendbar erklärt 
werden. 

In der Praxis laufen die Verfahren sehr umständlich ab. Oft behindern schwierige internationale 
Zustellungen den Ablauf, aber auch die Neigung türkischer Gerichte, die mündlichen 
Verhandlungen schlecht vorzubereiten und mit reinen „Durchlaufterminen“ zu arbeiten. So kann 
ein streitig durchgeführtes Verfahren durch alle Instanzen durchaus einmal drei bis fünf Jahre 

 

9 Nomer S. 546. 
10 Nicht anerkennungsfähig sind etwa einverständliche Scheidungen nach französischem Recht, die nur durch einen 

Notar registriert werden (Kassationshof, 2. ZS, 21.3.2022, E. 2022/1967, K. 2922/2613, RG Nr. 38152 v. 
31.5.2022). 

11 Vgl. dazu Önal. 
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dauern. Wirken die Parteien zusammen, lassen sich die Verfahren in einem einzigen Termin durch 
die Abgabe übereinstimmender Erklärungen und Verzicht auf Rechtsmittel auch sehr schnell 
erledigen. 

Bei den vereinfachten Verfahren geht es schneller, aber selbst dort dauert es schon mal zwei Jahre 
in der ersten Instanz. 

5. Entscheidungsvoraussetzungen 

Erste formale Voraussetzung für die Vollstreckbarerklärung ist zunächst, dass das ausländische 
Urteil rechtskräftig ist (Art. 53 (b) IPRG). Hierzu ist ein Rechtskraftvermerk erforderlich. Die 
Rechtskraft ist nach den Regeln des Ursprungslandes zu erteilen. 

Vollstreckbarkeit setzt voraus, dass das ausländische Urteil in einem Zivilgerichtsverfahren 
ergangen ist (Art. 50 I IPRG). Dagegen ist die Vollstreckbarkeit eines nach dem Mahnverfahren 
ergangenen Vollstreckungsbescheids in der Türkei ausgeschlossen, falls es sich nicht um 
Unterhaltsentscheidungen nach internationalen Abkommen handelt. 

Bei Forderungen gegen eine Partei, bei welcher mit Vollstreckung in der Türkei zu rechnen ist – 
dies ist bei türkischen Staatsangehörigen regelmäßig der Fall –, sollte daher auf die Einleitung eines 
Mahnverfahrens verzichtet und ein ordentliches Klageverfahren eingeleitet werden. Liegt ein 
rechtskräftiger Mahn- oder Vollstreckungsbescheid in Deutschland vor, muss in der Türkei erneut 
geklagt werden. Der Bescheid kann dann als Beweismittel vorgelegt werden, dürfte aber nicht die 
Funktion eines Strengbeweises haben, da türkische rechtskräftige Vollstreckungsbescheide im 
Wege der negativen Feststellungsklage mit Erfolg angegriffen werden können und ein deutscher 
Vollstreckungsbescheid keine Begründung enthält. 

Versäumnisurteile können dagegen problemlos für vollstreckbar erklärt werden, jedenfalls ist allein 
das Fehlen einer Begründung kein Ausschlussgrund12. Allerdings stößt man hier häufig auf 
Widerstand durch Einwendungen der angeblichen Versagung rechtlichen Gehörs, denen sich 
türkische Gerichte in seltenen Fällen zu Unrecht beugen. 

Dass auch deutsche Vollstreckungsbescheide hin und wieder für vollstreckbar erklärt werden, ist auf 
eine fehlerhafte Übersetzung und der dann folgenden Falschbewertung deutscher 
Vollstreckungsbescheide, die bekanntlich von Amtsgerichten ausgestellt werden, zurückzuführen.13 

 

12 Kassationshof, Plenum, Urt. v. 10.02.2012, E. 2012/1, K. 2012/1, RG Nr. 24817 v. 20.9.2012. Kritik bei 
Pürselim/Yöney S. 374 ff. Die zunehmende Erleichterung von Scheidungen führt zu immer mehr 
Beschlüssen/Urteilen, welche keine Begründung mehr enthalten. Gegen Versäumnisurteile kann immerhin 
Einspruch erhoben werden, viele Versäumnisurteile kommen in der Türkei erst in die Vollstreckung, nachdem in 
Deutschland vorab die Instanzen durchlaufen worden sind. Die Kritik von Pürselim/Yöney beruht jedenfalls in 
Bezug auf die Versäumnisurteile auf einer fehlerhaften Einordnung des deutschen Systems in das türkische 
Rechtsdenken. 

13 12. Zivilkammer Ankara, 2.1.2017, E. 2016/90, K. 2016/476, dagegen aber richtig 36. Zivilkammer Ankara, 
23.5.2024, E. 2021/996, K. 2024/293 (beide Urteile liegen dem Autor vor); Esen S. 21 ff., blind gefolgt von 
Nomer IKÜHFD S. 9 f. 
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Des Weiteren muss die Gegenseitigkeit verbürgt sein (Art. 54 (a) IPRG). Dies kann durch 
ausdrückliche Verbürgung durch völkerrechtlichen Vertrag oder im Gesetz des Ursprungslandes 
der Fall sein, oder aber durch ständige Übung. Die Erfordernisse und das Verfahren der 
Wirkungserstreckung sind denen nach §§ 328, 722 f. der deutschen ZPO äquivalent. Die 
Gegenseitigkeit nach § 328 I Nr. 5 der deutschen ZPO ist verbürgt.14 Damit besteht zwischen 
Deutschland und der Türkei jedenfalls Gegenseitigkeit. 

Es muss ein Rechtsschutzinteresse gegeben sein. Der Kläger muss also substantiiert vortragen, dass 
es pfändbares Vermögen in der Türkei gibt. Hat der Schuldner seinen Wohnsitz in der Türkei, wird 
dies vermutet. 

Ferner darf das Sachgebiet, welches durch die ausländische Entscheidung betroffen ist, nicht der 
ausschließlichen Zuständigkeit eines türkischen Gerichts unterfallen. Ausländische Urteile etwa, 
die die Herausgabe eines Grundstücks oder die Eintragung eines dinglichen Rechts an einem 
Grundstück in der Türkei verfügen, sind insoweit nicht anerkennungs- oder vollstreckungsfähig. 

Schließlich kann, wenn eine andere internationale Zuständigkeit nicht gegeben ist, zur 
Gewährleistung der Rechtsschutzgarantie die internationale Zuständigkeit eines türkischen 
Gerichts auch auf den ordre public gestützt werden. 

Zu beachten ist, dass die Unzuständigkeitseinrede mit der Klageerwiderung zu erheben und dabei 
das tatsächlich zuständige Gericht zu benennen ist. Wird Letzteres unterlassen, darf die Einrede 
durch das Gericht nicht beachtet werden. 

6. Ordre Public 

Die ausländische Entscheidung darf nicht offensichtlich gegen den türkischen ordre public 
verstoßen. An dieser Stelle greift erstmals eine materielle Prüfungsbefugnis des türkischen, zur 
Vollstreckbarkeitserklärung berufenen Gerichts ein. Sie ist allerdings auf offensichtliche Mängel 
beschränkt. Der Kassationshof wendet diese Eingriffsmöglichkeit daher auch sehr restriktiv an. Die 
früher als Verstoß gegen den ordre public angesehene „einverständliche Scheidung“ in Deutschland 
stellt heute in der Regel kein Problem mehr dar. Die französische einvernehmliche Scheidung, die 
von Anwälten formuliert werden kann und lediglich registriert wird, kann dagegen nicht anerkannt 
werden.15 

7. Keine Sachprüfung 

Das türkische Gericht ist nicht befugt, die Tatsachenfeststellungen des ausländischen Gerichts zu 
überprüfen (Verbot der Révision au Fond).16 Im Übrigen ist dem türkischen Richter die materielle 
Überprüfung ausländischer Entscheidungen auch dort verwehrt, wo diese türkisches Recht 

 

14 Krüger S. 641. 
15 Kassationshof, 2. ZS, 21.3.2022, E. 2022/1967, K. 2922/2613, RG Nr. 38152 v. 31.5.2022. 
16 Pürselim/Yöney S. 362 ff. 
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anwenden. Die fehlerhafte Anwendung türkischen Rechts ist also für die Vollstreckbarkeit 
unschädlich. 

8. Entscheidung 

Die Entscheidung über die Vollstreckbarerklärung erfolgt durch Urteil (Art. 56 IPRG). Wird die 
Vollstreckbarerklärung gewährt, so erfolgt die Vollstreckung wie aus einem türkischen Urteil durch 
das Vollstreckungsamt (Art. 57 I IPRG). Gegen die Entscheidung ist die Berufung zulässig; dies 
sieht die Praxis so, obwohl das IPRG gar nicht von der Berufung spricht. Sie ist binnen zwei 
Wochen nach Zustellung der Entscheidung einzulegen (Art. 345 ZPO); die gleiche Frist gilt für die 
Einlegung der dann noch möglichen Revision (Kassation, Art. 361 ZPO). Die Einlegung der 
Berufung hemmt die Vollstreckung (Art. 57 I IPRG). 

9. Vollstreckbarerklärung von Kostenentscheidungen 

Eine Sonderstellung nimmt die Vollstreckbarerklärung von Kostenentscheidungen ein. Dazu 
schweigt das IPRG. Im deutsch-türkischen Verhältnis gelten aber Art. 3 f. des deutsch-türkischen 
Rechtshilfeabkommens v. 28.5.1929.17 In der Praxis werden allerdings deutsche 
Kostenfestsetzungsbeschlüsse meist zusammen mit den Urteilen vorgelegt und mitentschieden. 
Gibt es nur Kostenfestsetzungsbeschlüsse (z.B. bei Verfahren, in denen die türkische Seite geklagt 
und verloren hat), sind diese dem Rechtshilfeabkommen gemäß in die Vollstreckung zu geben, 
wobei allerdings auch hier zu beobachten ist, dass ein gerichtliches Exequatur-Verfahren verlangt 
wird, in dem es dann aber auch zur Vollstreckbarerklärung kommt. 

10. Zwischenergebnis 

Aus obigen Ausführungen ergibt sich, dass die Verfahren zur Vollstreckbarerklärung ordentlichen 
Zivilprozessen ähnlich ablaufen, allerdings in einem gesetzlich geregelten verkürzten Verfahren. 
Die Gegenseitigkeit ist gegeben. Der Gutachter hat selbst bereits in seiner anwaltlichen Tätigkeit 
mehrere solche Verfahren in der Türkei durchführen lassen. 

II. Zinsen 

1. Allgemein 

Die gesetzlichen Regelungen zu den im Prozess anzuwendenden Zinsen sind nicht einfach zu 
verstehen. Es ist von gesetzlichen Zinsen (yasal faiz) und Verzugszinsen (temerrüt faizi) die Rede, 
von Vorschusszins (avans faizi) und Diskontsatz (reeskont faizi). Ausländische Währungen werden 
anders behandelt als die inländische Währung, es gibt den einfachen Verzug (gecikme) und den 
qualifizierten Verzug (temerrüt). Forderungen aus Vertrag werden manchmal anders behandelt als 
gesetzliche Ansprüche (unerlaubte Handlung, ungerechtfertigte Bereicherung, 
Unterhaltsansprüche). Schließlich wird noch zwischen in privaten Geschäftsverhältnissen und 

 

17 Deutscher Text hier: https://www.tuerkei-recht.de/downloads/rechtsverkehr-d-tr.pdf (zuletzt abgerufen am 
11.9.2024) 

https://www.tuerkei-recht.de/downloads/rechtsverkehr-d-tr.pdf
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handelsrechtlichen Geschäftsverhältnissen entstehenden Zinsen unterschieden. Im Verhältnis 
zwischen Kaufmann und Privatperson kommt dann noch das Verbraucherschutzrecht ins Spiel.18 

Es gilt ein Zinseszinsverbot (Art. 3 ZinsG19). 

Da gemäß Art. 99 OGB Geldforderungen auch in ausländischen Währungen, insbesondere in 
Devisen, entstehen können, ist die Unterscheidung zwischen TL und Devisen zu beachten. 

Im vorliegenden Fall ist der gesetzliche Zins aus einer güterrechtlichen Ausgleichsforderung 
(„Errungenschaftsbeteiligung“) in TL zu berechnen. 

2. Gesetzlicher Zins 

Allgemein ist der Zins in Art. 88 OGB geregelt. Diese Bestimmung ist jedoch in ihrer Bedeutung 
auf den Grundsatz reduziert, dass Zinsen, zu deren Zahlung der Schuldner verpflichtet ist, jährlich 
berechnet werden, falls nichts anderes vereinbart oder üblich ist. Im Falle einer Vereinbarung darf 
dieser Satz um höchstens 50% überschritten werden, also z.B. bei 9% nicht mehr als 13,5% 
betragen.20 

Diese Regelung wird auch durch Art. 120 OGB aufgegriffen, die den vertragsrechtlichen 
Verzugszins regelt und ausdrücklich Bezug auf anderweitige geltende Bestimmungen nimmt. 
Maßgeblich ist auch hier wieder das Zinsgesetz, das als lex specialis vorrangig zu beachten ist. 

Art. 1 ZinsG regelt den gesetzlichen Zins (kanuni faiz, avans faizi). Das Gesetz sieht einen Satz von 
12% pro Jahr vor, ermächtigt aber gleichzeitig den Präsidenten der Republik, den Zins auf das 
Doppelte zu erhöhen oder auf bis zu 10% herabzusetzen. Eine solche Änderungsmaßnahme gab 
es Ende 2005 mit Wirkung zum 1.1.2006 durch den Ministerrat21, der damals den gesetzlichen 
Zinssatz für TL auf 9% heruntersetzte. Dies ist zwar rechtswidrig, weil die Ermächtigung 
überschritten wurde, wird aber bis heute angewendet. Handelt es sich um handelsrechtliche 
Angelegenheiten, stellt der gesetzliche Zins das Minimum dar, anzuwenden ist ggf. der Diskontsatz 
der Zentralbank (reeskont faizi) (Art. 2 Abs. 2 Zinsgesetz) anzuwenden. 

Dafür hat der Präsident der Republik im Mai 2024 den Zins auf 24% heraufgesetzt, was derzeit 
weit davon entfernt ist, die Inflation auszugleichen.22 Allerdings sind dem Präsidenten wegen der 
o.g. Gesetzeslage für eine weitere Erhöhung die Hände gebunden. 

 

18 Aydoğdu S. 90, mit grafischer Darstellung. 
19 Gesetz Nr. 3095 v. 4.12.1984, RG Nr. 18610 v. 19.12.1984, zuletzt geändert durch RVOmG Nr. 700, RG Nr. 

30471ter v. 7.7.2018. 
20 Demir, Ş. S. 219. 
21 Ministerratsbeschluss 2005/9831, RG Nr. 26039 v. 30.12.2005 
22 Präsidialbeschluss Nr. 8485, RG Nr. 32552 v. 21.5.2024. Inflation gem. Verbraucherpreisindex: 51,71% im August 

2024 
(https://www.tcmb.gov.tr/wps/wcm/connect/TR/TCMB+TR/Main+Menu/Istatistikler/Enflasyon+Verileri/T
uketici+Fiyatlari, zuletzt abgerufen am 11.9.2024) 

https://www.tcmb.gov.tr/wps/wcm/connect/TR/TCMB+TR/Main+Menu/Istatistikler/Enflasyon+Verileri/Tuketici+Fiyatlari
https://www.tcmb.gov.tr/wps/wcm/connect/TR/TCMB+TR/Main+Menu/Istatistikler/Enflasyon+Verileri/Tuketici+Fiyatlari
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Für Devisenforderungen ist Art. 4a ZinsG zu beachten, der festlegt, dass auf Devisenschulden der 
„höchste Zinssatz anzuwenden ist, der von Staatsbanken auf Deviseneinlagen mit einjähriger 
Kündigungsfrist“ angewendet wird. Die Zentralbank hat diesen Satz in eigenen Tabellen 
festgelegt.23 

Für den vorliegenden Fall maßgeblich ist die zweite Spalte ("kanuni faiz") der als Anlage 1 
vorgelegten Tabelle.24 In Spalte 1 finden sich die relevanten Zeiträume, in welchen der Zins 
anzuwenden ist.25 

Sonach ist also die Behauptung richtig, dass seit Anhängigkeit der Klage, welche im Urteil des 2. 
Familiengerichts Anadolu im Rubrum mit dem 4.7.2007 angegeben ist, 9% anzusetzen sind, mit 
der Ergänzung, dass seit dem 1.6.2024 ein Zinssatz von 24% gilt. 

Unrichtig ist das Urteil insoweit, als es die Verzinsung „seit Klageerhebung“ anordnet. 

Richtig ist, dass der Güterstand, wenn er aufgrund eines Scheidungsurteils endet, mit Erhebung 
der Scheidungsklage endet.26 Das ist der Zeitpunkt, der für die Bewertung der Ehegüter maßgeblich 
ist. Für die Verzinsung gilt dann das "Ende der Auseinandersetzung".27 Art 239 Abs. 3 TMK lautet: 

„Die Beteiligungsforderung und der Mehrwertanteil sind, soweit die Parteien nichts 

anderes vereinbaren, vom Abschluss der Auseinandersetzung an zu verzinsen; wenn es die 

Umstände erfordern, kann Sicherheitsleistung gefordert werden.“ 

Art. 225 II ZGB wiederum legt das Ende der Auseinandersetzung mit der Erhebung der Klage 

fest. Das erklärt, warum das Familiengericht die Verzinsung mit Klageerhebung, also dem 4.7.2007 

ansetzt. 

3. Verzugszins 

a) Gesetzliche Regelung 

In Art. 2 Zinsgesetz wird der Verzugszins (temerrüt faizi) geregelt. Der Verzugszins, welchem dem 
Gläubiger als Variante des Verzugsschadens gemäß Art. 117 iVm Art. 120 OGB zusteht, ist nicht 
mit dem Kapitalzins (gesetzlichen Zins) des Art. 88 OGB zu verwechseln,28 obwohl auch hier gilt, 
dass als Verzugszins grundsätzlich der gesetzliche Zinssatz anzusetzen ist. Die Verweiskette sieht 

 

23 https://www.tcmb.gov.tr/wps/wcm/connect/8d75cd7d-8f10-42bd-966b-
ea2fd4d119b3/EURkam.html?MOD=AJPERES (zuletzt abgerufen 10.9.2024) 

24 Die Tabelle stammt aus der Datenbank Legalbank und gibt die amtliche Berechnungsweise wieder, 
25 https://legalbank.net/belge/kanuni-faiz-temerrut-faizi-ve-ticari-temerrut-faizi-oranlari/3839554/ (zuletzt 

abgerufen 10.9.2024) 
26 Köroğlu S. 247 
27 Gençcan S. 1325 ff. 
28 Kassationshof, GrZS, 6.5.2015, E. 2013/23-2212, K. 2015/1309 (Volltext bei www.kamercanhukuk.com, zuletzt 

abgerufen am 3.9.2024). 

http://www.kamercanhukuk.com/
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jedenfalls so aus, dass Art. 120 OGB, der die Anspruchsgrundlage für den Verzugszins bildet, 
„i.V.m.“ Art. 2 Zinsgesetz anzuwenden ist.29 

Die Berechnung der Verzugszinsen folgt den Besonderheiten der Währungsverhältnisse in der 
Türkei. Der Verzugszins wird nur berechnet, wenn die gesetzlichen Voraussetzungen für den 
Verzug vorliegen. 

Für eine Zinsberechnung in TL gilt der Diskontsatz der Zentralbank (reeskont faiz). Soweit der 
Verzugszins höher ist als der gesetzliche Zins, ist er als solcher zu beantragen. 

b) Fälligkeit 

Gemäß Art. 117 Abs. 1 OGB wird zwischen Fälligkeit der Schuld und Fälligkeit des Verzugszinses 
unterschieden. Die Fälligkeit der Forderung gemäß Art. 90 OGB ist eine Voraussetzung für den 
einfachen Verzug (gecikme). Aber erst das aktive Versetzen in den Verzug führt zum qualifizierten 
Verzug (temerrüt)30, ab dann kann auch der Verzugsschaden bzw. Verzugszins geltend gemacht 
werden. Die Inverzugsetzung erfolgt nicht schon durch das Stellen der Rechnung, sondern durch 
eine Mahnung. 

c) Ausländische Währung 

Für Devisen wiederum ist Art. 4a Zinsgesetz zu beachten, der festlegt, dass auf Devisenschulden 
der „höchste Zinssatz anzuwenden ist, der von Staatsbanken auf Deviseneinlagen mit einjähriger 
Kündigungsfrist“ angewendet wird. Die Zentralbank hat diesen Satz in eigenen Tabellen 
festgelegt.31 

4. Zusammenfassung 

Seit Anhängigkeit/Rechtshängigkeit der Klage, welche auf dem Ausgangsurteil ausgewiesen ist, 
sind 210.000 TL mit 9% zu verzinsen, seit 1.6.2024 sind es 24%. Stichdatum ist der 4.7.2007. 

E. Zusammenfassung/Ergebnis 

Im deutsch-türkischen Verhältnis werden deutsche Gerichtsurteile und -beschlüsse in der Regel 
gegenseitig anerkannt bzw. für vollstreckbar erklärt. 

Im vorliegenden Fall ist das Urteil des 2. Familiengerichts Istanbul Anadolu v. 21.1.2015 in der 
Fassung des Kassationsbeschlusses v. 4.4.2018 für vollstreckbar erklärbar. Der ausgeurteilte Betrag 
beläuft sich auf 200.000 TL, die Zinsen sind mit 9% seit dem 4.7.2007, mit 24% seit dem 1.6.2024 
unter Beachtung des Zinseszinsverbotes zu berechnen. Sofern beantragt, sind Anwaltskosten in 

 

29 Aydoğdu S. 107. 
30 Eigentlich gibt es keinen Unterschied zwischen „gecikme“ (türkisch) und „temerrüt“ (osmanisch/arabisch). 

Tatsächlich lässt sich aber aus den gesetzlichen Regelungen erkennen, dass hier ein Unterschied gemacht wird. 
31 https://www.tcmb.gov.tr/wps/wcm/connect/8d75cd7d-8f10-42bd-966b-

ea2fd4d119b3/EURkam.html?MOD=AJPERES (zuletzt abgerufen am 11.9.2024). 

https://www.tcmb.gov.tr/wps/wcm/connect/8d75cd7d-8f10-42bd-966b-ea2fd4d119b3/EURkam.html?MOD=AJPERES
https://www.tcmb.gov.tr/wps/wcm/connect/8d75cd7d-8f10-42bd-966b-ea2fd4d119b3/EURkam.html?MOD=AJPERES
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Höhe von 1.000 TL seitens des Antragsgegners an die Antragstellerin zu erstatten, Zinsen sind 
hierfür nicht vorgesehen. 

Die Berechnung der Zinsen lässt sich auf die als Anlage 1 beigefügte Tabelle stützen. 

Legt man die Daten 4.7.2007 bis 20.9.2024 zugrunde, ergeben sich ein Zins von xxx,26 TL und ein 
Gesamtbetrag von xxx,26 TL,32 der zum Tageskurs (aktuell ca. 38 TL) in Euro umzurechnen ist. 

Die Erstellung des Gutachtens erfolgt ohne Gewähr. Die Autorenrechte bleiben dem Gutachter 
vorbehalten. 

 

Prof. Dr. Christian Rumpf 

 

Anlage: Zinstabelle 

 

32 Errechnet mit dem Zinsrechner https://yasal-faiz.hesaplama.net. 


